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Im Focus

OLG Frankfurt am Main: Der Einsatz von privaten Dienstleistern zur Überwachung des ruhenden Verkehrs ist gesetzeswidrig
Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main hat in einer Grundsatzentscheidung vom 03.01.2020 – 2 Ss-Owi 963/18 – die Über -
wachung des ruhenden Verkehrs durch »private Dienstleister« für gesetzeswidrig erklärt. Die so ermittelten Beweise unterlägen
einem absoluten Verwertungsverbot. 
Im konkreten Fall hatte der Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt als Ortspolizeibehörde wegen unerlaubten Parkens im einge-
schränkten Halteverbot gegen den Betroffenen ein Verwarngeld von 15 Euro verhängt. Auf den Einspruch des Betroffenen hatte
das Amtsgericht Frankfurt das Verwarngeld bestätigt. Grundlage zum Beweis des Parkverstoßes waren die Angaben des in der
Hauptverhandlung vernommenen Zeugen H. Dieser war der Stadt Frankfurt durch die Leiharbeitsfirma W. überlassen und von der
Stadt als »Stadtpolizist« bestellt worden. Die Tätigkeit übte der Zeuge in Uniform aus. 
Das OLG erklärte die Vorgehensweise der Stadt für rechtswidrig und stellte das Verfahren ein mit der Begründung, die den Park-
verstoß belegenden Beweismittel unterlägen einem Verwertungsverbot: die Überwachung des ruhenden Verkehrs und die Ahn-
dung von Verstößen sei eine hoheitliche Aufgabe und könne nicht durch private Dienstleister durchgeführt werden. Auch sei die
Überlassung privater Mitarbeiter nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) zur Durchführung hoheitlicher Aufgaben
 unzulässig. Weiter sei die Bestellung privater Personen nach § 99 HSOG zu Hilfspolizeibeamten der Ortspolizeibehörden geset-
zeswidrig. Der von einer Stadt bewusst durch »privaten Dienstleister in Uniform der Polizei« erzeugte täuschende Schein der
Rechtsstaatlichkeit, um den Bürgern und den Gerichten gegenüber den Eindruck polizeilicher Handlungen zu vermitteln, sei
 strafbar. 
Den Einsatz sogenannter »privater Dienstleister« bei der Überwachung des fließenden Verkehrs hatte das OLG Frankfurt früher
bereits grundsätzlich für gesetzeswidrig erklärt (Grundsatzentscheidungen vom 26.04.2017 – 2 Ss-Owi 295/17; Beschluss vom
06.11.2019 – 2 Ss-OWi 942/19; Beschluss vom 27.11.2019 – 2 Ss-OWi 1092/19).
Diese Entscheidungen dürften für eine Reihe von Kommunen von Bedeutung sein und Anlass geben, ihre Praxis zur Verkehrs -
überwachung zu überprüfen. Insbesondere ist mit der OLG-Entscheidung klargestellt, dass Kommunen künftig nur noch eigene
Bedienstete zur Verkehrs- und Parkraumüberwachung einsetzen dürfen.                                                                     > DokNr. 20005633

BGH: Realofferte des Versorgers in einem Mehrparteienhaus
Wird der Stromverbrauch einer in einem Mehrparteienhaus gelegenen und vermieteten Wohnung über einen Zähler erfasst, der
ausschließlich dieser Wohnung zugeordnet ist, richtet sich die in der Bereitstellung von Strom liegende Realofferte des Versor-
gungsunternehmens regelmäßig nicht an den Hauseigentümer, sondern an den Mieter, welcher durch die seinerseits erfolgte
Stromentnahme das Angebot konkludent annimmt. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) in seiner neuesten Entscheidung vom
27.11.2019 – VIII ZR 165/18 zur Frage des konkludenten Vertragsschlusses durch Stromentnahme entschieden. 
Der Grundversorger mit Strom einer Gemeinde in Schleswig-Holstein begehrte vom Eigentümer eines Mehrfamilienhauses
 Bezahlung des gelieferten Stroms (§ 433 Abs. 2 BGB) sowie Ersatz der Kosten für den erfolglosen Versuch der Unterbrechung der
Versorgung (§ 280 Abs. 2, § 286 Abs. 1 BGB, § 19 Abs. 2, 4 StromGVV). Der Anspruch wurde vom BGH in Bestätigung der Vor -
instanzen verneint: ein Stromlieferungsvertrag sei nicht zwischen den Parteien geschlossen worden. Das konkludente Angebot
der Klägerin auf Abschluss eines Versorgungsvertrages richte sich nicht an den Eigentümer des Mehrfamilienhauses, sondern an
die Mieter der jeweiligen Wohnung, die alle über einen eigenen Stromzähler verfügten.
In dem Leistungsangebot eines Versorgungsunternehmens sei grundsätzlich ein Angebot zum Abschluss eines Versorgungs -
vertrages in Form einer sog. Realofferte zu sehen. Empfänger sei dabei typischerweise derjenige, der die tatsächliche Verfügungs-
gewalt über den Versorgungsanschluss am Übergabepunkt ausübt, was auch ein Mieter oder Pächter sein könne. Entscheidend
bei der Bestimmung des Angebotsadressaten sei hier, wer den Strom verbrauche, da der Vertrag regelmäßig gerade mit der
 Person begründet werden soll, die konkret die Verfügungsgewalt habe. Ist eine Wohnung vermietet, hat diese Möglichkeit typi-
scherweise der Mieter.                                                                                                                                                                  > DokNr. 20005634
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